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4. Nachtrag zur Satzung der 
BKK VerbundPlus vom 1. Januar 2022 

 
 

Artikel I 

 

1. § 2 Abs. 10 erhält folgende Fassung „Sitzungen des Verwaltungsrats können 

mittels zeitgleicher Bild- und Tonübertragung als hybride Sitzungen stattfin-

den (hybride Sitzungen). Mitglieder, die mit ihrer Zustimmung per Bild- und 

Tonübertragung an der Sitzung teilnehmen, gelten als anwesend. Hybride 

Sitzungen sind nicht zulässig bei konstituierenden Sitzungen und bei Vor-

standswahlen. Bei öffentlichen, hybriden Sitzungen ist der Öffentlichkeit die 

Teilnahme an der Sitzung durch Aufsuchen des Sitzungsortes zu ermögli-

chen. In außergewöhnlichen Notsituationen (z.B. Pandemie mit Kontaktbe-

schränkungen, Mobilitätseinschränkungen) oder in besonders eiligen Fällen 

können Sitzungen des Verwaltungsrats vollständig digital (digitale Sitzung) 

stattfinden. Der oder die Vorsitzende des Verwaltungsrats stellt den Ausnah-

mefall nach Satz 4 fest. Es ist sicherzustellen, dass die technischen Anfor-

derungen und die datenschutzrechtlichen Bestimmungen für die ordnungs-

gemäße Durchführung einer hybriden oder digitalen Sitzung eingehalten 

werden. Bei technischen Störungen, die nachweislich im Verantwortungs- 

und Einflussbereich der BKK VerbundPlus liegen, darf die Sitzung nicht fort-

gesetzt werden. Sonstige technische Störungen sind unbeachtlich. Eine di-

gitale Sitzung findet nicht statt, wenn im Fall der außergewöhnlichen Situa-

tion ein Drittel der Mitglieder des Verwaltungsrats und in besonders eiligen 

Fällen ein Fünftel der Mitglieder des Verwaltungsrats der Feststellung wider-

spricht. Bei öffentlichen, digitalen Sitzungen ist der Öffentlichkeit die Teil-

nahme durch eine in Echtzeit zugängliche Bild- und Tonübertragung zu er-

möglichen. In hybriden und vollständig digitalen Sitzungen sind Abstimmun-

gen und Wahlen möglich. Der oder die Vorsitzende des Verwaltungsrates 

entscheidet, wie die Stimmabgabe (z.B. über Handzeichen, Chat oder ein di-

gitales Abstimmungssystem) erfolgt. Es ist sicherzustellen, dass bei digita-

ler Beschlussfassung die technischen Anforderungen und datenschutz-

rechtlichen Bestimmungen eingehalten werden. Technische Störungen bei 

der Stimmabgabe, die nicht im Verantwortungs- und Einflussbereich der 

VerbundPlus liegen, sind unbeachtlich. Sie haben insbesondere keine Aus-

wirkung auf die Wirksamkeit eines ohne das betroffene Mitglied gefassten 

Beschlusses. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung.“ 

2. Nach § 2 Abs. 10 wird eingefügt Abs. 11 „Der Verwaltungsrat kann ohne Sit-

zung schriftlich abstimmen, es sei denn, mindestens 1/5 der Mitglieder des 
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Verwaltungsrates widerspricht der schriftlichen Abstimmung. Das Nähere 

regelt die Geschäftsordnung.“ 

3. § 4 Abs. 2 wird ergänzt um lfd. Nr. 9 mit folgendem Wortlaut: „Sitzungen des 

Widerspruchsausschusses können mittels zeitgleicher Bild- und Tonüber-

tragung als hybride Sitzungen stattfinden (hybride Sitzungen). Mitglieder, 

die mit ihrer Zustimmung per Bild- und Tonübertragung an der Sitzung teil-

nehmen, gelten als anwesend. Hybride Sitzungen sind nicht zulässig bei 

konstituierenden Sitzungen. In außergewöhnlichen Notsituationen (z.B. Pan-

demie mit Kontaktbeschränkungen, Mobilitätseinschränkungen) oder in be-

sonders eiligen Fällen können Sitzungen des Widerspruchsausschusses 

vollständig digital (digitale Sitzung) stattfinden. Der oder die Vorsitzende des 

Widerspruchsausschusses stellt den Ausnahmefall nach Satz 4 fest. Es ist 

sicherzustellen, dass die technischen Anforderungen und die datenschutz-

rechtlichen Bestimmungen für die ordnungsgemäße Durchführung einer 

hybriden oder digitalen Sitzung eingehalten werden. Bei technischen Stö-

rungen, die nachweislich im Verantwortungs- und Einflussbereich der BKK 

VerbundPlus liegen, darf die Sitzung nicht fortgesetzt werden. Sonstige 

technische Störungen sind unbeachtlich. Eine digitale Sitzung findet nicht 

statt, wenn ein Mitglied des Widerspruchsausschusses der Feststellung wi-

derspricht. In hybriden und vollständig digitalen Sitzungen sind Abstimmun-

gen und Wahlen möglich. Der oder die Vorsitzende des Widerspruchsaus-

schusses entscheidet, wie die Stimmabgabe (z.B. über Handzeichen, Chat 

oder ein digitales Abstimmungssystem) erfolgt. Es ist sicherzustellen, dass 

bei digitaler Beschlussfassung die technischen Anforderungen und daten-

schutzrechtlichen Bestimmungen eingehalten werden. Technische Störun-

gen bei der Stimmabgabe, die nicht im Verantwortungs- und Einflussbereich 

der VerbundPlus liegen, sind unbeachtlich. Sie haben insbesondere keine 

Auswirkung auf die Wirksamkeit eines ohne das betroffene Mitglied gefass-

ten Beschlusses. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung.“ 

4. In der Anlage zur Satzung (§2 – Entschädigungsregelung), Ziffer II, Nr. 1, Satz 

1 wird der Betrag „94 EUR“ ersetzt durch „250 EUR“. 

5. In der Anlage zur Satzung (§2 – Entschädigungsregelung), Ziffer II, Nr. 1, Satz 

2 wird der Betrag „65 EUR“ ersetzt durch „250 EUR“. 
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Artikel II 

 

Der Satzungsnachtrag wurde am 11.12.2023 vom Verwaltungsrat beschlossen. 

 

Dieser Satzungsnachtrag tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. 

 

 

11.12.2023           _gez. Dr. Mark Reinisch______            _gez. Dagmar Stange-Pfalz     

Datum             Verwaltungsratsvorsitzender         ..       Vorstand  


